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Beklagten und Revisionsklägerin,

g e g e n
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Klägerin und Revisionsbeklagte‚
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hat der 5. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 50. Oktober 1964, an der

mitgewirkt haben ' ‘

Senatspräsident Prof. Dr. B o g s
. als Vorsitzender,

die Bundesrichter R i c h t e r

und ‘ ' Dr. S c h u b e r t

sowie
die Bundessozialrichter V o l p e r s
und F e y

- .
' als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt: } _.
Auf die Revision der Beklagten Wird das Urteil des
Sozialgerichts Nürnberg vom 5„ Juni 4961 aufgehoben

und die Klage abgewiesen. ’

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten.
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Die Beigeladene Nieoline D.f:‘.:'r::t::::::::: :::?..bezog vom 170

Februar 1956 an Arbeitslosenhilfe„ Das Arbeitsamt

Flensburg hatte für sie eine Unterstützung von wöchent-

lich 55,50 DM : wochentäglich 5,55 DM errechnet und da—

bei im Rahmen der Bedürftigkeitsprüfung die Rente des

Ehemannes der Beigeladenen aus der Angestelltenversi—

cherung in Höhe von 142,50 DM monatlich = 52,89 DM wöu

chentlich berücksichtigt (5 141 e des Gesetzes über Ar—i

beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung -AVAVG—

aF, @ 149 AVAVG nF)‚ bührend der Zeit der Unterstützung

/.;ar die Beigeladene bei der beklagten Ersatzkasse für

1 Fall der Krarkheit versichert (5% 117, 121 Abs° 19

5 444 Abs„ 4 Satz 2 AVAVGaF; SS 407, 444 Abso 4,
/l5 44 Abs„ 4 s, 2 AVAVG nr)„

A
J

0 "<

im 25. April 1957 wurde die Beigeladene arbeitsunfähig

krank„ Die beklagte Ersatzkasse gewährte ihr daraufhin

in der Zeit vom 25. April bis zum 2„ Juni 1957 Krankenm

geld in Höhe der zuletzt bezogenen Unterstützung von

5,55 DM täglich für 55 Wochentage, insgesamt also \\
_

185,15 M. In dieser Höhe minderte die Beklagte nach \ 3

% 109 Abs° 2 AVAVG den Betrag der von ihr an die ben

klagte Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar«

beitslosenversicherung (BfArb) abzuführenden Beiträge

zur Arbeitslosenversicherung;°

Im August 1958 stellte die BfArb anläßlich einer Prüfung

der binzugsstelle (@ 165 Abs„ 2 AVAVG) fest, daß sich
auf Grund des Angestelltenversicherungs—Neuregelungsge=

setzes (AnVKG) die Rente des Ehemannes der Klägerin

auf 257,50 M monatlich : 54,81 % wöchentlich erhöht

hatte„ Diese Rentenerhöhung war vom 10 Mai 1957 an bei

der Gewährung von leistungen aus der Arbeitslosenhilfe

zu berücksichtigen (Art„ 2 5 55 Abs„ 5 S„ 5 AnVNG)„ Die

_.3_‚
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Beigeladene
hatte

der beklagten Kasse die Erhöhung aber nicht

mitgeteilt. Bei ihrer Berücksichtigung im Rahmen der Bedürftig—

keitsprüfung hätte die Unterstützung vom 4„ Mai 1957 an 17.49 m

wöchentlich = 2,92 m wochentäglich betragen„

Die klagende BfArb ist der Meinung, die Beklagte hätte deshalb

lder Beigeladenen vom 1. Mai 1957 an nach 5 410 AVAVG nur ein

Krankengeld in Höhe von 2, 92 m täglich auszahlen dürfen und

könne daher nur in dieser Höhe Erstattung des Krankengeldes

nach 5 409 Abs. 2 AVAVG beanspruchen. Die Beklagte lehnte die

Rückzahlung des Untersehiedsbetrages in Höhe von 75,64 m mit

der Begründung ab, für die Höhe des zu zahlenden Krankengeldes

sei auch bei Arbeitslosen während des gesamten Leistungsfalls

von den bei Beginn des Versicherungsfalles maßgebenden Unter—

stützungsbetrag auszugehen.

Die Klägerin erhob
daraufhin

Klage vor dem
Sozialgericht

(SG)

Nürnberg mit dem Antrage,ä - '

die Beklagte zu verurteilen, an sie ‘ 5

75,64mzu zahlern ' '

Das SG gab der Klage statt und ließ die Berufung zu (Urteil vom
5. Juni 4964). Es ging im Anschluß an die Rechtsprechung des

Reichsversicherungsamtes (BVA) zu 5 420 AVAVG aF davon aus, für

die Höhe des Krankengeldes sei nicht der Betrag des am letzten
Tage vor der Erkrankung gezahlten Unterstützungsbetrages maßge—

bend„ vielmehr müßten nachträgliche Änderungen, die sich auf
die Höhe des Unterstützungsbetrages ausgewirkt hätten, auch

bei der Berechnung des Krankengeldes berücksichtigt werden.

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte mit Einwilligung der Klä—

gerin Sprung1evision eingelegt und beantragt‚

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Klage abzuweisen.
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Zur Begründung ihrer Revision trägt sie vor: Das SG habe
9 110 AVAVG unrichtig ausgelegt, Dessen Auffassung führe

zu dem Ergebnis, daß der Anspruch eines Arbeitslosen auf

Krankengeld ganz entfalle, wenn sich während der Arbeits—

unfähigkeit seine Verhältnisse derart änderten, daß ein

Anspruch auf Unterstützung nicht mehr gegeben sei„ Damit

ende dann auch die Mitgliedschaft in der Krankenve*siche-

rung (@ 108 Abs. 1 AVAVG)„ Der Auffassung des SG wider- /

spreche die Regelung des 5 108 Abs„ 2 AVAVGi„V.m° '
€ 214 EVO, wonach aus der hrankenversicherung ausgeschie—

dene Errerbslose Anspruch auf die Regelleistungen der Ka5v

se wie alle übrigen Versicherten hätten, wenn der Ver“

sicherungsfall binnen drei Wochen nach dem Ausscheiden
‚

eintretco F-rner gebiete der Gleichheitsgrundsatz, daß

die bei der Krankenkasse versicherten Arbeitslosen in

gleicher Weise leistungen erhielten wie alle übrigen

Versicherten; Änderungen der Löhne oder Gehälter, die
während des Bezugs von Krankengeld eintreten, hätten aber,

solange die Arbeitsunfähigkeit andauere, keinen Einfluß

auf die Höhe des krankengeldes, Folge man der Auffassung

des SG, so hätte die Krankenkasse fortlaufend zu prüfen,

welche Ansprüche ein Krankengeldbezieher auf Leistungen

nach dem AVAVG haben würdeo Eine solche Verpflichtung

sei Jedoch aus den gesetzlichen Vorschriften nicht heruu—

leiten und entspreehe weder dem Wesen noch den Aufgaben

er krankenve‘sicherung.p:

Die hlägerin beantragt,

die Revision als unbegründet zurück—

zuweisen,

Sie ist der Auffassung, der Rechtsstreit müsse vom 7„ Se—

nat des Bundessozialgeriehts (BSG), der für Angelegenhei-

ten der Arbeitslosenversicherung zuständig ist, entschie—

den werden° In der Sache selbst sei an der vom BVA zu
5 120 AVAVG aF entwickelten Reeht3prechung festzuhalten„
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5 140 AVAVGnF entspreche dem 5 120 AVAVGaF. Aus dem Wort—
laut (”Als Krankengeld wird derjenige Betrag gewährt, den der

Arbeitslose als Arbeitslosengeld erhielte, wenn er nicht er—

krankt wäre”) und der Begründung des Entwurfs eines Gesetzes

über Arbeitslosenversicherung aus dem Jahre 4926 sei zu ent—

nehmen, daß der Gesetzgeber diese Regelung geschaffen habe,

um die arbeitsfähigen und die wegen Krankheit vorübergehend

arbeit: niähigen Arbeitslosen gleich zu behandeln„ Dieser .

Zveck lass sich nur erreichen, wenn man das Krankengeld au—

tomatisch dem (fiktiven) Unterstützungsbetrag folgen lasse,.
Da die Krankenkassen verpflichtet seien, bei der Bemessung

des Krankengeldes die gesetzlichen Bestimmungen zu beachten,

hätten sie auch die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen‚

um die Rechtmäßigkeit des Fortbezuges des Krankengeldes der

Dauer und der Höhe nach laufend zu überprüfen„ '

‚
Die Beigeladene hat keinen Antrag gestellt.

II. — _
' ’V'ji

Die form— und fristgerecht eingelegte Sprungrevision ist

statthaft, da die Voraussetzungen des @ 464 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG) gegeben sind. ’ ". >

Zur Entscheidung des Rechtsstreits ist der 5. Senat des BSG

berufen.Naeh dem Geschäftsverteilungsplan des BSG für das Ge—

schäftsjahr 1964 ist bei Rechtsstreitigkeiten zwischen Körper—

schaften des öffentlichen Rechts für die Zuständigkeit der Sena—

te grundsätzlich ausschlaggebend, welchem Rechtsgebiet der er—
hobene Anspruch angehört. Bei dem hier von der klagenden BfArb

geltend gemachten Anspruch auf Rückzahlung angeblich zu Un-

recht erstatteter Aufwendungen (@ 409_Abs‚ 2 AVAVG) ist es
zweifelhaft, ob er dem Rechtsgebiet der Krankenversicherung

oder der Arbeitslosenversicherung zuzurechnen ist„ In einem

solchen Zweifelsfalle entscheidet nach dem Geschäftsplan der

für Streitigkeiten aus dem Aufgabengebiet der Beklagten zustän—'

dige Senat, hier also der 5„ Senat.
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Nach dem für die hier streitige Zeit (4„ Mai 4957 bis 2‚Ju—
ni 495?) maßgebenden % 440 AVAVG i„V„m„ @ 444 Abs, 4 Satz 2
AVAVG nF wird einem für den Fall der Krankheit versicherten

Arbeitslosen (@ 407 Satz 4 AVAVG) als Krankengeld derjenige
Betrag gewährt, den er als Arbeits losenhilfe erhielte, wenn

er nicht erkrankt wäre, Entgegen der Auffassung der Revi-

sion ist daran festzuhalten, daß nach dem Wortlaut und Sinn

dies er Vorschrift die Höhe des Krankengeldes sich nicht

nach den Unters tütsungsbetrag bei Eintritt der Arbeitsun—

fähigkeit, sondern nach dem jeweiligen Betrage richtet,

aui den der Arbeitslose Anspruch gehabt hätte, wenn er
nicht er:rankt wäre.

Das BVA hat diese Auffassung in ständiger Rechtsprechung

zu 5 420 AVAVG aF vertreten, der in seinem Wortlaut dem

1eutigen @ 440 Satz 4 AVAVG entspricht (GB 5925, AN 493 4,

9; AN 4954, 9 f; GB 5038, AN 4957, 49), Dabei hat es sich
auch auf die Begründung zu dem ehemaligen Regierungsent«

|.-
..4

\urf eines Gesetzes über Arbeitslosenversicherung ;5 72

i.d.F. von 4C)‘26) gestützto Danach sollte der Arbeitslose,

wenn er erkrankt und arbeitsunfähig wird, weder einen

\orteil erzielt n noch einen Nachteil erleiden, er sollte

weder der Versuchung ausgesetzt sein, sich fälschlich für

krank aus zugeben, noch sollte er, wenn er wirklich er«

r, durch die Rücksicht auf die Bemessung des Kren=()t

kengeldes bestimmt werden, die Krankmeldung zu unterlassen,

kan es dem Gesetzgeber aber darauf an, die arbeitsfähigen

und die uegen Krankheit vorübergehend arbeitsunfähigen Arm

beitslosen gleichmäßig zu behandeln und jeden Anreiz zu
unbereehtigten K1ank— oder Gesundmeldungen zu vermeiden,

so erscheint die automatische Angleichung der Höhe des

krankengeldes an die fiktive Höhe der Unterstützung auch

noch heute gerechtfertigt. Diese Auffassung entspricht

auch der lohnersatzfunktion des Krankeng eldes (vgl. BSG 5,

‘.985, 287), Krankengeld als Ersatz für den Lohn soll nur
gezahlt werden, wenn durch den Eintritt der Arbeitsunfähige“
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keit ein tatsächlicher Lohnausfall entsteht, Da auch das Ar—

beitslosengeld und die Arbeitslosenhilfe einen teilweisen Lohn—

ersatz darstellen (vgl° Krebs, AVAVG, 20 Aufl‚ 1964, Vorbem°

zu 5 74), ist es sinnvoll, das Krankengeld nur in derjenigen

Höhe zu gewähren, in der bei Arbeitsfähigkeit des Arbeitslo—

sen ein Anspruch auf Arbeitslosengeld bzw° Arbeitslosenhilfe

bestehen vürdc. '

Ob der Rechtsprechung des BVA auch insoweit gefolgt werden kann,

als es im Rahmen des 5 120 AVAVGaF zwischen der Dauer und
der Höhe des Unterstützungsbezuges unterschieden und bei völ—

ligen Wegfall der Hauptunterstützung einen Einfluß auf die

Höhe des Krankengeldcs verneint hat (GE 5861, AN 1930, 426;

GB 4749, AN 1934, 152), bedarf im vorliegenden Fall keiner

Entscheidung. Ebenso besteht in dem vorliegenden Rechtsstreit

kein Anlaß, auf die Bedeutung des % 214 RVGi.V.m. % 108 Abs.2
AVAVG für das Recht der Krankenversicherung der Arbeitslosen

einzugehen.

Die in den @@110, 444 Abs. 4 Satz 2 AVAVGgetroffene Sonder—
regelung für das Krankengeld der Arbeitslosen verstößt auch

nicht, wie die Revision meint, gegen Art" 5 Abs° 1 GG„ Ein sol—

cher Verstoß läge nur dann vor, wenn der Gesetzgeber zwei ih—

rem Wesen nach gleichartige Gruppen von Versicherten willkür—

lich verschieden behandelt hätte, ein sachgerechter Grund für

eine unterschiedliche Behandlung sich also nicht erkennen ließe

(BVerfG 4, 2645 5, 455; 4, 245; BSG 2, 201, 247; 9, 252, 256)"
Der Krankenkasse stehen hier jedoch nicht zwei gleiche, son—
dern zwei verschiedenartige Personengruppen gegenüber, nämlich

die in Beschäftigung stehenden und die arbeitslosen Versicher—

ten. Die Unterschiede zwischen diesen beiden Versicherten—

gruppen ergeben sich auch aus der verschieden geregelten Bei-

tragszahlung und Eeitragshöhe (vgl. einerseits @@580 ff RVG,

andererseits 55 107 bis 109 AVAVG, wiederum i‚V.mo @144 Absa1
Satz 2 AVAVG). Die abweichende Regelung der Höhe des Kranken-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


geldes beruht somit auf in der Sache liegenden Erwägungen des

Gesetz bfebei s und verletzt daher nicht den Gleichheitssatzo

Dennoch mußte die Revision Erfolg haben„ Die von der beklagten

hrs atzl:asse zuviel gezahlten Beträge an Krankengeld sind als

erstattunrsfähige aufwendungen i S des € 109 Abs„ 2 AVAVG f

anzusehen, weil die beklagte Ersatzkasse von der Erhöhung der

Rente des Lhema nnes der Beigeladenen ohne ihr Verschulden kei_

ne Kenntnis er halten hatte„ Der beklagten Krankenkasse stand

als Unterla ge für die Bemessung des Kranken.geldes allein die

von der Versicherten vorgelegte Heldekarte des Arbeitsamts ' f

zur Verfü5ung, aus der sich zwar die Höhe der vor Eintritt {5

der Arteits‘nfähigkeit gezahlten Arbeitslosenhilfe ergab, '

die jedoch keine A% aben üoer die Berechnung des Unterstüt-

zungsbctragcs enthielt. Zwar hat grundsätzlich der Versiche-

rungs t1ag;er‚ der die Leistunren zu bewilligen hat — hier also

die Krankenkass — die Vera ussetz zungen des Leistungsanspruchs

von Amts wegen zu prüfen, Dieser Grun satz erleidet jedoch im

Hinblick auf die Besonderheiten der Kr ankenversichcrung der

Arbeitslosen eine Linsehrankung‚ soweit es sich um die Erw

nittl ng der für die höhe des Krankengeldes maßgebenden ”fik«

tiven Unterstützung" 1.50 des 5 120 aF (= € 440 nF) AVAVG

handelto Da die Berechnung der für die Höhe des Krankengeldes

gehenden Arbeits lo:3 enhilfe der Sache nach Aufgabe des Ar«

beitsa11ts ist, hätte es in erster Linie dem Arbeitsamt obge-

gen, Änderungen in den Verhältnissen des Arbeitslosen die

*influß auf die Höhe der Arbeitslosenhilfe haben‚ zu
ermitteln

..1'\

.L-U. der Krankenlzasse mitzuteileno Zwar trifft es zu, da 3 durch

den Eintritt der Arbeitsunfähigkeit die llechtsbeziehung en zwi=

schen dem Arbeitsamt und dem Arbeitslosen eine wesentliche Ver«

änderung erfahren. Da der Arbeitslose von dem Zeitpunkt der

Arbeitsumfähigkeit an der Arbeitsvermittlung nicht mehr zur

Verfügung steht und keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld oder

Arte itslose1■uilfe hat (5% 74,145 AVAVG), entfällt auch die
wahre1d eos Besuges von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhili'e

bestehende Meldepflicht (@ 479 Abs„ 4 AVAVG) und damit die

1ähere Verbindung des Arbeitslosen zum Arbeitsamt sowie die

Möglichkeit einer verwaltungsmäßig einfachen Überwachung sei■

_ 9 _
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ner wirtschaftlichen Verhältnisse, Nach den gesetzlichen Vor—

schriften besteht auch nur \7ahrend des Bezugs von Arbeitslo—

sengeld (Arbeitslosenhilfc) gegenüber dem Arbeitsamt die

Pflicht zur Anzeige der für die Beurteilung des Anspruchs

auf Arbeitslosengeld (Arbeitslosenhilfe) maßgebenden Ver—

hältnisse (% 185 AVAVG); es ist jedoch in der Rechtsprechung
des BSG als allgemeiner Grundsatz anerkannt, daß derjenige,

der von der Verwaltung wiederkehrende Leistungen erhält, zur

Anzeige wesentlicher Veränderungen seiner wirtschaftlichen

Verhältnisse verpflichtet ist (BSG ? S. 8, 15 f)„ Da der Ge—

at, Vorschriften darüber zu erlas—D
J

setzreber davon abgesehen

sen, wie die Krankenkasse die für die Höhe der "fik given Un—

te“stützung" anzustcllendcn Ermittlungen ohne unverhältnis—

iäßigen Ver„\altul saufwand durchführen soll, ist er offenbar

davon ausgegangen, daß bei der notwendigen Zusammenarbeit

zwischen Arbeitsamt und Krankenkasse bei der Durchführung

der Krankenvcrsicherung der Arbeitslosen die Feststellung

der fiktiven Höhe der Unterstützung in erster Linie dem mit

den Verhältnissen des Versicherten un auch dem anzuwenden—

den Recht der Arbeitslosenversicherung und Arbeitslosenhilfe

näher vertrauten Arbeitsamt zukommt,

Selbst wenn man im vorliegenden Fall unterstellt, daß das

Arbeitsamt seiner Pflicht zur Mitwirkung wenigstens insoweit

nachgekommen ist, als es die Arbeitslose durch ein Merkblatt

aufgefordert hatte, alle Veränderungen ihrer Einkommensverhält—

nisse und derjenigen ihres Ehemannes dem Arbeitsamt oder der

Krankenk s*e mitzuteilen, so war doch die beklagte Kasse nicht

in der Lage, die Höhe des Krankengeldes neu zu berechnen, weil

die Arbeitslose ihr die Änderung der Rente ihres Ehemannes
nicht mitgeteilt hat. Bei Kenntnis dieser Änderung wäre die

beklagte Ka sse verpflichtet gewesenb sich mit dem Arbeitsamt

in Verbindung zu sets' en und dies es zu veranlassen, ihm die

Höhe der ”fiktiven Arbeitslosenhilfe" mitzuteilena Mangels

dieeser Kenntnis handelte die Krankenkasse ‘edoch nicht pilicht—

uidrig, \ enn sie an die Arbeitslose das Krankengeld in Höhe

der Arbeitsl senhilfe zahlte, die auf der Meldekarte vermerkt
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war‚ Die Auffassung, daß es in erster Linie Aufgabe des Arm

beitsamts ist, der Krankenkasse bei Änderung der Einkommens— }

verhältnisse des Arbeitslosen die Höhe der für die Beme5w
,

sung des Krankengeldes nunmehr maßgebenden (fiktiven)
Unter—\/

stützungssätze alsbald mitzuteilen, kommt auch in der zwiw

schen der BfArb und den Spitzenverbänden der Krankenkassen

am 8. Juli 1959 abgeschlossenen Erstattungsvereinbarung

(Dienstblatt der BfArb 1959, 277) zum Ausdruck„ Naeh Ziff‚
18 dieser am 1. Juli 1959 in Kraft getretenen Vereinbarung

teilt das Arbeitsamt Änderungen, die sich auf die Höhe des

krankengeldes auswirken, der Krankenkasse zur Berüeksiehti—

gung mit, während die Krankenkasse, wenn die Anzeige bei ihr

eingeht, gegebenenfalls das Arbeitsamt zur Neufestsetzung

des Krankengeldes einsehaltet. ] "

Da im vorliegenden Falle weder die Eeigeladene noch das Ar—

beitsamt der beklagten Ersatzkasse die Änderung der Einkom-

mensverhältnisse der Beigeladenen mitgeteilt hat, konnte

die Eeklagte für ihre in Unkenntnis dieser Änderung gemachten}

tatsächlichen Aufwendungen an Krankengeld von der BfArb Er=

satz verlangen, so daß sie nicht verpflichtet ist‚ den über—

zahlten Betrag zurücksuzahleno

Der Revision der beklagten Ersatzkasse ist daher stattzuge—

ben und die Klage abzuweisen. '

Die hostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG„
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